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Λ. Die Beteiligung des Bundestags 
beim Erlaß von Rechtsverordnungen 

als staatsrechtliches Problem 

I. Die delegierte Rechtsetzung in Geschichte und Gegenwart 

„Kein Staat der Erde kann sich heute der Notwendigkeit einer »vereinfachten4  Ge-
setzgebung entziehen." Dieser Satz Carl  Schmitts1  stellte zwar schon 1936 keine 
neue Erkenntnis dar2, er besitzt jedoch nach wie vor Gültigkeit, da er die Sachzwän-
ge zusammenfaßt, unter denen auch die Verfassungsrechtsordnung  des Grundgeset-
zes steht, wenn sie die Abgrenzung zwischen exekutivischen und legislativen 
Rechtsetzungsbefugnissen sucht. In Art. 801 GG läßt sich der Versuch der Mütter 
und Väter des Grundgesetzes beobachten, diese Abgrenzung durch die Bindung der 
Verordnungsgebung an Bestimmtheitsmaßstäbe3 zu regeln. 

1. Zur Entwicklung delegierter Rechtsetzung durch die Exekutive 
seit dem 19. Jahrhundert 

Die Regelung in Art. 801 GG stellt ein verfassungsgeschichtliches Novum4 dar. 
Sie ist als Ergebnis der historischen Entwicklung der exekutivischen Rechtsetzung 
in Deutschland5 anzusehen, die im folgenden zusammengefaßt werden soll6. 

1 Vergleichender Überblick über die neueste Entwicklung des Problems der gesetzgeberi-
schen Ermächtigungen (Legislative Delegationen), ZaöRV VI (1936), S. 252ff.  (S.267). 

2 Siehe schon Erwin  Jacobi,  Die Rechtsverordnungen, in: Anschütz/Thoma (Hrsg.), Hand-
buch des Deutschen Staatsrechts, Bd. 2,1932, S. 236ff.  (S.239). 

3 Kritisch: Jörg  Lücke,  in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 2. Aufl., 1999, Art. 80 Rn.26f. 
4 Fritz  Ossenbühl, Gesetz und Verordnung im gegenwärtigen Staatsrecht, ZG 1997, S. 305 ff. 

(S. 315); Wilhelm  Mößle,  Inhalt, Zweck und Ausmaß: Zur Verfassungsgeschichte der Verord-
nungsermächtigung, 1990, S.9. 

5 Siehe Wilhelm  Ebel,  Geschichte der Gesetzgebung in Deutschland, 2. Aufl., 1958 (Neu-
druck 1988), S. 30ff.  zur Lex Salica, der bedeutendsten Quelle des fränkischen und deutschen 
Rechts. Vgl. dazu auch Fritz  H. Stratenwerth,  Verordnung und Verordnungsrecht im Deutschen 
Reich, 1937, S. 16ff.;  allerdings wurde erst im mittelalterlichen Ständestaat ein klarer Gegen-
satz zwischen selbständigem Verordnungsrecht des Landesherrn und ständischer Rechtsetzung 
offenbar  (Stratenwerth,  a. a. Ο., S. 21-30). 

6 An dieser Stelle sei auf einige der zahlreichen Abhandlungen verwiesen, die sich mit der 
Geschichte der Gesetz- und Verordnungsgebung befassen: Wilhelm  Ebel,  Geschichte der Ge-
setzgebung in Deutschland, 2. Aufl., 1958 (Neudruck 1988); Ernst  Rudolf  Huber,  Deutsche Ver-
fassungsgeschichte seit 1789, Bd.1,2. Aufl., 1975; Wilhelm  Mößle,  Inhalt, Zweck und Ausmaß: 
Zur Verfassungsgeschichte der Verordnungsermächtigung, 1990; Regina  Ogorek,  Richterliche 

2 Schmidt 



18 Α. Die Beteiligung des Bundestags als staatsrechtliches Problem 

a) Die Ausbildung  delegierter  exekutivischer  Rechtsetzung 
im Konstitutionalismus 

Das Rechtsinstitut der delegierten7 exekutivischen Rechtsetzung nach dem Mu-
ster der europäischen Nachbarländer8 konnte sich zur Zeit des Konstitutionalismus 
im 19. Jahrhundert entwickeln9, als die Landesfürsten gegen Ende des zweiten Jahr-
zehnts begannen, das absolutistische Machtmonopol durch einen verfassungsmäßi-
gen Dualismus von Monarch und Ständen zu ersetzen10. Auf der Grundlage der kon-
stitutionellen Selbstbindung11 des Monarchen, die zunächst in den sogenannten 
„konstitutionellen Klauseln"12 der süddeutschen Verfassungen kodifiziert wurde, 

Normenkontrolle im 19. Jahrhundert: Zur Rekonstruktion einer Streitfrage,  ZNR 1989, S. 12ff. 
(S. 15 ff.).  Zu den staatsphilosophischen Grundlagen siehe auch Jürgen  Staupe,  Parlamentsvor-
behalt und Delegationsbefugnis, 1986, S.44ff.  m. w.N. 

7 Obwohl Hans-Ulrich  Karpen,  Die Verweisung als Mittel der Gesetzgebungstechnik, 1970, 
S. 107 ff.  zu Recht den Begriff  der „delegierten Rechtsetzung" als mißverständlich bezeichnet, 
soll hier weiterhin dieser Begriff  zur Bezeichnung der Übertragung der Ermächtigung zum Er-
laß von Rechtsverordnungen verwendet werden. Zur Rechtsnatur der delegierten Rechtsetzung 
vgl. Friederike  Kraatz,  Parlaments vorbehält im Gentechnikrecht, 1995, S. 15; Fritz  Ossenbühl, 
Rechtsverordnung, in: HStR III, 1988, §64 Rn. 1; Brun-Otto  Bryde,  in: v. Münch/Kunig 
(Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. 3, 3. Aufl., 1996, Art. 80 Rn. 3. 

8 Die Epoche der delegierten Rechtsetzung in Europa beginnt vermutlich mit dem britischen 
Poor Law Amendment Act von 1834, siehe Stanley  de  Smith!Rodney  Brazier,  Constitutional 
and Administrative Law, 6. Aufl., 1989, S. 337. Wilhelm  Ebel,  Geschichte der Rechtsetzung in 
Deutschland, 2. Aufl., 1958 (Neudruck 1988), S. 83 verweist ebenso wie Fritz  H. Stratenwerth, 
Verordnung und Verordnungsrecht im Deutschen Reich, 1937, S.77 und Georg  Jellinek,  Ge-
setz und Verordnung, 1887, S. 123 auf die Ausstrahlungswirkung der „Charte Constitutionelle" 
Ludwigs XVIII. von 1814. 

9 Eine Übersicht der Ideengeschichte des Konstitutionalismus findet sich bei Reinhold  Zip-
pelius,  Allgemeine Staatslehre, 9. Aufl., 1985, § 31 II 1. Zur entscheidenden Rolle John Lockes 
für die Entwicklung der Gewaltenteilung als Sicherung der Freiheit und Sicherung vor Willkür 
siehe auch Otto  Küster,  Das Gewaltenproblem im modernen Staat, AöR 75 (1949), S. 397 ff. 
(S. 402) und Georg  Jellinek,  Gesetz und Verordnung, 1887, S. 63 ff.;  zur Entwicklung des Ver-
ordnungsrechts auch Ulrich  Ramsauer,  in: Azzola u. a. (Hrsg.), Kommentar zum Grundgesetz 
(Alternativkommentar), Bd. 2, 2. Aufl., 1989, Art. 80 Rnm. 1 ff. 

10 Differenziert:  Regina  Ogorek,  Richterliche Normenkontrolle im 19. Jahrhundert: Zur Re-
konstruktion einer Streitfrage,  ZNR 1989, S. 12ff.  (S. 16ff.).  Zur Entwicklung des rechtsstaat-
lichen Eingriffsvorbehalts  siehe auch Dietrich  Jesch,  Gesetz und Verwaltung, 1961, S. 108 ff. 

11 Dietrich  Jesch,  Gesetz und Verwaltung, 1961, S. 76ff.  zeigt, daß trotz der Selbstbindung 
des Monarchen das monarchische Prinzip sowohl in den süddeutschen Verfassungen (vgl. Ti-
tel II § 1 der Verfassungsurkunde für das Königreich Bayern [1918] bei Ernst  Rudolf  Huber 
[Hrsg.], Dokumente zur Deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 1, 3. Aufl., 1978, S. 156) als 
auch bundesrechtlich in Art.57 der Wiener Schlußakte (vgl. a.a.O., S.99) noch vorherrschte. 
Zum evolutionären Charakter der deutschen frühkonstitutionellen Verfassungsbewegung siehe 
auch die Einführung von Ernst-Wolfgang  Böckenförde,  Verfassungsprobleme und Verfas-
sungsbewegung des 19. Jahrhunderts, in: ders./Wahl (Hrsg.), Moderne deutsche Verfassungs-
geschichte (1815-1918), 1972, S. 13ff.  (S. 13, 17ff.). 

12 Siehe beispielsweise Titel VII § 2 der Verfassungsurkunde für das Königreich Bayern 
(1818) bei Ernst  Rudolf  Huber  (Hrsg.), Dokumente zur Deutschen Verfassungsgeschichte, 
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bildete sich ein rechtsstaatlicher Eingriffsvorbehalt,  der es ermöglichte, in der 
Rechtsquellenlehre Gesetze, also Normen, die in Eigentum und Freiheit der Bürger 
eingriffen  und der Mitwirkung der Stände bedurften, von Verordnungen zu unter-
scheiden, die vom Monarchen ohne Teilhabe der Stände erlassen werden konnten13. 
Damit war der Entwicklung der heute noch gültigen Begriffstrias  von Gesetz, 
Rechtsverordnung und Verwaltungsvorschrift  der Boden bereitet14. 

Die Verfassung des Deutschen Reichs von 1871 enthielt sich einer Regelung der 
Verordnungsgebung. Im Streit um die Abgrenzung von monarchischem selbständi-
gen Verordnungsrecht und Gesetz boten sich die Verordnungsermächtigungen als 
Kompromißlösung an15. Allerdings führte das Durchsetzungsvermögen der Stände-
kammern dazu, daß der ursprünglich der Krone vorbehaltene Bereich der Normset-
zung durch selbständige Verordnungsgebung sukzessive parlamentarisiert wurde16. 
Damit verlagerte sich der Kompetenzstreit auf die Frage, welchen Umfang die 
grundsätzlich schrankenlose17 Delegationsbefugnis des Gesetzgebers haben sollte. 

Bd. 1, 3. Aufl., 1978, S. 166. Weiterführend:  Wilhelm  Mößle,  Inhalt, Zweck und Ausmaß: Zur 
Verfassungsgeschichte der Verordnungsermächtigung, 1990, S. 11. 

13 Regina  Ogorek,  Richterliche Normenkontrolle im 19. Jahrhundert: Zur Rekonstruktion 
einer Streitfrage,  ZNR 1989, S. 12ff.  (S. 19ff.)  weist nach, daß die Unterscheidung von Gesetz 
und Rechtsverordnung 1828 auf ihren kompetenzrechtlichen Gehalt geprüft wurde, als die 
Heidelberger Spruchfakultät feststellte, daß die Verordnung, auf die der Beklagte sich stützen 
wollte, die Sicherheit des Privateigentums betreffe  und daher durch Gesetz geregelt werden 
müsse. Aufgrund des Fehlens der bei der Gesetzgebung erforderlichen  Beteiligung der Land-
stände sei die ergangene Rechtsverordnung rechtswidrig und vom Richter nicht zu beachten 
gewesen. In der Staatsrechtslehre war für die Unterscheidung von Gesetz und Rechts Verord-
nung Robert  v.Mohl,  Das Staatsrecht des Königreiches Württemberg, Bd. 2, 2. Aufl., 1840, 
S.66f. wegweisend. 

14 In der Staatsrechtslehre und der Praxis setzte sich die von Paul  Laband,  Das Staatsrecht 
des Deutschen Reiches, Bd. 2, 5. Aufl. 1911, S.85ff.,  S. 180ff.  getroffene  Unterscheidung von 
Rechtsverordnungen als außenwirksamen und Verwaltungsverordnungen als verwaltungsin-
ternen Rechtssätzen durch, siehe Fritz  H. Stratenwerth,  Verordnung und Verordnungsrecht im 
Deutschen Reich, 1937, S.94f. und Georg  Jellinek,  Gesetz und Verordnung, 1887, S.384f. Zu-
sammenfassend: Michael  Nierhaus,  in: Dolzer (Hrsg.), Bonner Kommentar, Stand: Nov. 1998, 
Art. 80 Rnm. 33 ff. 

15 Siehe auch Wilhelm  Mößle,  Inhalt, Zweck und Ausmaß: Zur Verfassungsgeschichte der 
Verordnungsermächtigung, 1990, S. 13 und Michael  Nierhaus,  in: Dolzer (Hrsg.), Bonner 
Kommentar, Stand: Nov. 1998, Art. 80 Rn. 27. 

16 Siehe Wilhelm  Mößle,  a. a.O., S. 12f. 
17 Carl  Schmitt,  Vergleichender Überblick über die neueste Entwicklung des Problems der 

gesetzgeberischen Ermächtigungen (Legislative Delegationen), ZaöRV VI (1936), S. 252 ff. 
(S. 261 f.); Georg  Jellinek,  Gesetz und Verordnung, 1887, S. 382 f. sieht die Grenzen der Dele-
gation nur durch die faktisch-politischen Verhältnisse bestimmt. Neben Erwin  Jacobi,  Die 
Rechtsverordnungen, in: Anschütz/Thoma (Hrsg.), Handbuch des Deutschen Staatsrechts, 
Bd. 2, 1932, S. 236ff.  (S. 242f.) bemühte sich auch Richard  Thoma,  Der Vorbehalt der Legis-
lative und das Prinzip der Gesetzmäßigkeit von Verwaltung und Rechtsprechung, in: Anschütz/ 
Thoma (Hrsg.), Handbuch des Deutschen Staatsrechts, Bd. 2, 1932, S.221 ff.  (S.227) um eine 
allgemeine Beschränkung der Delegationsfreiheit; dazu auch Friedrich  Klein,  Verordnungser-
mächtigungen nach deutschem Verfassungsrecht,  in: Institut zur Förderung öffentlicher  Ange-
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